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Zum dritten Mal nach 1992 und 2000 übernahm Portugal 2007 für ein halbes Jahr den
rotierenden EU-Vorsitz. Die deutsche Regierungschefin Angela Merkel drückte ihrem por-
tugiesischen Amtskollegen José Sócrates am ersten Juli den Stab in die Hand. Das Bild des
Staffellaufs ist dabei durchaus angebracht, und dies nicht allein, weil der portugiesische
Ministerpräsident als guter Langstreckenläufer gerühmt wird. Die erste Teampräsident-
schaft, die Portugal gemeinsam mit der Bundesrepublik und Slowenien durchführt, hat
Modellcharakter. 

Portugal führt die EU …

Die Aufgabe, die EU für sechs Monate zu führen, wird für einen kleinen Mitgliedstaat wie
Portugal dadurch nicht einfacher – die vom Partner begonnene Arbeit muss weiter geführt
werden, gemeinsamen Zielsetzungen will genüge geleistet werden, die eigene Profilierung
und Schwerpunktsetzung darf im gleichen Zuge nicht zu kurz kommen. Im Mittelpunkt der
portugiesischen Präsidentschaft stand der Abschluss der Regierungskonferenz über die
Vertragsreform. Daneben fiel es der portugiesischen Regierung zu, noch nicht beendete
Projekte wie die Erweiterung des Schengen-Raumes voranzutreiben. Zudem sollten eigene
Akzente nicht zu kurz kommen. So setzte sich Portugal mit den Schwerpunkten Brasilien
und Afrika eine zwar nicht überraschende, dafür aber ambitionierte Agenda. Über die EU-
Präsidentschaft hinaus gehen schließlich die Bestrebungen der sozialistischen Regierung,
Portugal nach Jahren wirtschaftlicher Stagnation durch Reformen in ordnungspolitischen
Kernbereichen wieder an den europäischen Mainstream heranzuführen.

… zum Vertrag von Lissabon

Nachdem sich die europäischen Staats- und Regierungschefs im Juni 2007 darauf geeinigt
hatten, eine Regierungskonferenz zur Vertragsreform durchzuführen, lag es an der portu-
giesischen Regierung, diese einzuberufen und die vorgezeichneten Eckpunkte in einen
rechtsgültigen Vertrag zu gießen. José Sócrates konnte dabei auf ein klares und präzises
Mandat zurückgreifen. Dies hatten sowohl er selbst, als auch der portugiesische Staatsprä-
sident Cavaco Silva schon im Mai zur Voraussetzung für ein weiteres Engagement unter
portugiesischem Vorsitz gemacht. 

Trotz des umfassenden Mandats und der erfolgreichen Arbeit der Regierungskonferenz
(unter portugiesischem Vorsitz erarbeiteten Rechtsexperten und die Außenminister der 27
Mitgliedstaaten vom 23. Juli bis zum 15. Oktober den endgültigen Vertragsentwurf) kam
es vor dem informellen Gipfel der Staats- und Regierungschefs am 18. und 19. Oktober zu
Forderungen einzelner Regierungen. So wehrte sich der britische Premierminister gegen
eine Ausweitung von Mehrheitsentscheidungen im Bereich Justiz und Inneres. Die portu-
giesische Regierung reagierte auf diese Forderungen, indem sie bereits in den Vertragsent-
wurf zahlreiche Bestimmungen aufnahm, mit denen sich Großbritannien aus einer Verge-
meinschaftung in diesem Politikfeld heraushalten kann. Auch die noch offenen Fragen zur
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Grundrechtecharta konnte die portugiesische Regierung vor dem Oktober-Gipfel klären.
So wurde Polen und dem Vereinigten Königreich die Möglichkeit eröffnet, die Charta
nicht anzuerkennen beziehungsweise nur in den Bereichen, in denen sie nationalem Recht
nicht widerspricht. 

Auch während des Gipfels selbst bewies José Sócrates Verhandlungsgeschick. Denn
mit Blick auf die Bestimmungen des Mandats waren noch zwei entscheidende Fragen
offen: die nach der rechtlichen Stellung und den zeitlichen Fristen für den von Polen gefor-
derten Mechanismus zur Blockade von Entscheidungen im Ministerrat sowie die künftige
Anzahl der Sitze pro Mitgliedstaat im Europäischen Parlament. Polen signalisierte zwar
grundsätzlich Kompromissbereitschaft, machte aber klar, dass es für eine Verankerung
einer Blockade-Klausel im Vertragstext kämpfen werde. Italien, das fürchtete, am meisten
Sitze im Europäischen Parlament zu verlieren, drohte damit, die Vertragsverhandlungen
platzen zu lassen. Daneben nutzten einige Mitgliedstaaten die Verhandlungslogik des Gip-
feltreffens, um Anliegen anzubringen, die nicht direkt mit dem Änderungsvertrag in Ver-
bindung standen. 

Vor diesem Hintergrund war es überraschend, dass der portugiesische Ratsvorsitz auf
dem Gipfel bereits am Abend des ersten Konferenztages einen Einigungserfolg vermel-
dete. Die offenen Punkte waren in bilateralen Gesprächen durch den portugiesischen Rats-
vorsitz geklärt worden. Selbst die polnische Regierung, die als unberechenbarer Akteur
galt, lenkte früh ein und erklärte sich mit der Erwähnung der so genannten Ionannina-Klau-
sel in einem Protokoll einverstanden. Das Kalkül des portugiesischen Vorsitzes war aufge-
gangen: Ratspräsident Sócrates hatte der polnischen Regierung die Entscheidung unter
anderem dadurch erleichtert, dass Polen ebenso wie den fünf großen Mitgliedstaaten ein
ständiger Generalanwalt beim Europäischen Gerichtshof zugesagt wird. Auch in der Frage
zur künftigen Sitzverteilung im Europäischen Parlament erreichte Sócrates einen Kompro-
miss: Italien erhält einen Sitz mehr, der Präsident des Parlaments verliert dafür sein Stimm-
recht, um die festgelegte Zahl von 750 Abgeordneten einzuhalten. 

Nach mehr als einem halben Jahrzehnt hat die Reformdebatte in der Europäischen
Union damit eine entscheidende Hürde genommen. Die Erleichterung darüber, dass die
Auseinandersetzungen um Abstimmungsregeln, Abgeordnetensitze, Klauseln und Proto-
kolle endlich beendet werden konnten, war allen Beteiligten, insbesondere dem portugiesi-
schen Regierungschef, anzumerken. Portugal hatte sich – in der Tradition der eigenen Prä-
sidentschaften stehend – als ehrlicher und zurückhaltender Mittler bewährt. Die
Unterzeichnung des Vertragswerks, für den sich schon kurze Zeit später der Begriff „Ver-
trag von Lissabon“ einbürgerte, zum Abschluss der portugiesischen Präsidentschaft im
Dezember 2007 ist Formsache.

In Portugal selbst wurde das Ergebnis des Gipfeltreffens positiv gewertet. Selbst die
Opposition lobte die Regierung. Der neue Vorsitzende der konservativen Sozialdemokrati-
schen Partei, Luis Filipe Menezes, bot José Sócrates an, die traditionell einmütige Zusam-
menarbeit der großen Parteien in EU-Angelegenheiten fortzusetzen. Das Versprechen ent-
hält auch die Zusage, gemeinsam mit den Stimmen der sozialistischen Regierungspartei
die anstehende Ratifikation des Vertrags im Parlament zu sichern. Gerade die Ratifikation
ist es jedoch, die Sócrates in ein mögliches Dilemma führt. Vor seinem Sieg bei der Parla-
mentswahl im Februar 2005 hatte Sócrates als Spitzenkandidat der Sozialistischen Partei
ein Referendum über das damalige Projekt einer europäischen Verfassung versprochen.
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Als „Macher“ des Vertrags von Lissabon meidet Sócrates nun jedoch klare Aussagen über
ein mögliches Referendum.

… und zu neuen Ufern

Die Dramaturgie des Gipfels sollte ein Ende der Nabelschau und die Hinwendung zu wich-
tigeren Aufgaben symbolisieren. Nachdem innerhalb weniger Stunden das Thema Reform-
vertrag abgehakt worden war, wandten sich die Regierungschefs am 19. Oktober dem
Motto der Ratspräsidentschaft „Eine stärkere Union für eine bessere Welt“ folgend den
Herausforderungen der Globalisierung zu. Der Europäische Rat beschloss, eine Außendi-
mension für die Lissabon-Agenda zu entwickeln. Zu Marktöffnung und fairem internatio-
nalen Wettbewerb sollen neue Ideen präsentiert werden.

Auch die weiteren Schwerpunkte des „portugiesischen Halbjahres“ liegen in den
Außenbeziehungen. So war der Gipfel der EU mit Brasilien am 4. Juli 2007 eine Neuheit
auf der EU-Agenda. Für den Dezember hat die portugiesische Regierung das zweite Gip-
feltreffen der EU mit den Staaten Afrikas angesetzt. Zu den heiklen außenpolitischen The-
men des gehört weiterhin das Verhältnis der EU mit Russland.

Die strategische Partnerschaft der EU mit Brasilien, die Sócrates und der brasilianische
Präsident Luiz Inácio Lula da Silva während des EU-Brasilien-Gipfels verkündeten, führt
das bevölkerungsreichste Land Lateinamerikas in den Kreis der Großen, mit denen die EU
ähnliche Verbindungen unterhält (USA, Russland, China, Japan und Indien). Die portugiesi-
sche Regierung bringt die EU zum richtigen Zeitpunkt mit Brasilien zusammen. Lula ist
nach seiner Wiederwahl innenpolitisch gestärkt und tritt international mit neuem Selbstbe-
wusstsein auf. Die Wirtschaft der EU wird von einer Öffnung nach Lateinamerika ebenso
profitieren, wie eine gesunde wirtschaftliche Entwicklung, gestützt auf faire Teilhabe am
Welthandel, Lateinamerika nützt. Eine Führungsrolle Brasiliens kann neue Perspektiven für
den Fortschritt des gesamten Kontinents bieten. Die besondere Beziehung zu Brasilien stärkt
die Demokratien in Lateinamerika und setzt ein Zeichen gegen den neuen Populismus.

Noch höhere Priorität misst die portugiesische Regierung ihrem Vorhaben bei, einen
EU-Afrika-Gipfel im Dezember 2007 durchzuführen. Das erste Treffen dieser Art hatte im
Jahr 2000, ebenfalls unter portugiesischem Ratsvorsitz, stattgefunden. Der geplante Gipfel
soll sich mit den Kernfragen Sicherheit, Terrorismus, Migration und wirtschaftliche Ent-
wicklung befassen. Die portugiesische Regierung erwartet von dem Treffen nicht weniger
als einen Neuanfang der Beziehungen der beiden Kontinente. Außenminister Amado spricht
bei verschiedenen Anlässen von einem nötigen „Paradigmenwechsel“. Dabei hat sich José
Sócrates mit seinem wichtigsten Anliegen – seine erste Amtshandlung als Ratspräsident war
eine Reise nach Afrika – in eine Zwickmühle manövriert: Massiver Widerstand bis hin zur
Drohung, das Treffen zu boykottieren, kommt aus Großbritannien und von anderen Mit-
gliedstaaten. Ihr Ärger richtet sich gegen die mögliche Teilnahme des Präsidenten von Zim-
babwe. Robert Mugabe werden schwere Menschenrechtsverletzungen vorgeworfen. Eine
Reihe afrikanischer Staaten droht ihrerseits damit, den Gipfel zu torpedieren, falls Mugabe
nicht eingeladen würde. Ob und in welcher Form es der portugiesischen Regierung gelingen
wird, einen europäisch-afrikanischen Gipfel ans Ende ihrer Präsidentschaft zu setzen, ist
heute (Oktober 2007) noch unklar. Klar ist, dass der Abschluss kein krönender sein wird.
Berechtigt ist indes das Anliegen Portugals, den Blick der EU stärker auf den südlichen
Nachbarkontinent zu lenken. Vielleicht dient bereits die Debatte über den Gipfel dazu, ein
kreatives Suchen nach neuen Wegen in den Beziehungen anzuregen.
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Ende Mai war Socrates nicht nur mit dem Ziel, den wirtschaftlichen Austausch zwi-
schen Portugal und Russland zu intensivieren, nach Moskau gereist. Er bemühte sich auch
darum, bei Präsident Putin zu einem Klimawandel beizutragen. Doch was die deutsche
Regierung nicht geschafft hat, blieb auch dem portugiesischen Ministerpräsidenten vorent-
halten. Der EU-Russland-Gipfel von Mafra am 26. Oktober ging ohne greifbare Ergebnisse
zu Ende. Trotz portugiesischer Charmoffensive bleibt auch das Klima vorerst unterkühlt.

… hat jedoch selbst noch einen Marathon der Reformen vor sich

Das innenpolitische Reformprogramm von José Sócrates, dessen Sozialistische Partei bei
der Wahl vom Februar 2005 eine absolute Mehrheit errungen hat, ist ambitioniert. Portugal
hat in der Wirtschaft heikle Krisenjahre hinter sich. Wirtschaftlich blieb das Land trotz der
rund 48 Mrd. Euro, die es zwischen 1986 und 2006 aus Brüssel erhielt, das ärmste der alten
EU-Mitglieder. So lag das Pro-Kopf-Einkommen 2006 rund 25 Prozent unter dem EU-
Durchschnitt. Den Neumitgliedsstaaten Slowenien, Malta und Tschechische Republik geht
es bereits besser. Beim Wirtschaftswachstum steht Portugal noch hinter Griechenland an
letzter Stelle. Als Defizitsünder jenseits der im Stabilitätspakt vereinbarten drei Prozent
macht es beharrlich von sich reden.

Mangelnde Wettbewerbsfähigkeit, Überbürokratisierung, unzulängliches Bildungs-
wesen und Abwanderung von Industriezweigen nach Mittelosteuropa und Asien sind die
Ursachen der Misere. Sócrates begann sein Reformprogramm mit der Erhöhung des Ren-
tenalters, Einschnitten bei der Sozialversicherung und anderen Maßnahmen zur Haushalts-
sanierung, die auch 2007 zu zum Teil heftigen Streiks der betroffenen Gruppen führten, die
Regierung jedoch nicht grundlegend von ihrem Kurs abbrachten. Mittlerweile werden die
Erfolge der Konsolidierungspolitik spürbar: Das Haushaltsdefizit von mehr als sechs Pro-
zent im Jahr 2005 soll bereits 2007 unter drei Prozent liegen. Bei dem Wirtschaftswachs-
tum steht mit etwas Glück bald eine Zwei vor dem Komma.

Auch künftig sollen Hilfen aus Brüssel den Aufholprozess unterstützen. Anfang Juli
haben sich die Europäische Kommission und die portugiesischen Behörden auf den Natio-
nalen Strategischen Rahmenplan geeinigt, mit einem Volumen von 21,5 Mrd. Euro für den
Zeitraum 2007 bis 2013. Anders als in der Vergangenheit, als ein Großteil der EU-Gelder
in Infrastrukturvorhaben floss, soll nun die Modernisierung der Wirtschaft und der Ausbil-
dungssysteme Vorrang haben. 

In einer europäischen Gemengelage, in der Personen und deren Gestaltungswillen ver-
stärkt zählen, ist den gemeinsamen Interessen mit dem eleganten, detailverliebten und als
durchsetzungsfähig beschriebenen Sócrates in der Rolle des Ratsvorsitzenden gut gedient.
In seiner Moderatoren- und Vermittlerrolle während des zweiten Halbjahrs 2007 hat er die
Verhandlungen über einen Reformvertrag zupackend gesteuert und eigene Vorhaben vor-
angetrieben.
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